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Meinung

Luftreinhaltepolitik 
in Europa: Es geht 
langsam voran

Die rapide Zunahme der Waldschäden 
in der Bundesrepublik Deutschland 
und die hierdurch ausgelöste zeitweise hef

tige öffentliche Diskussion über eine zu la
xe Umweltpolitik haben einen kräftigen 
Anstoß zu luftreinhaitepolitischen Aktivi
täten auf Bundes-, Länder- und kommuna
ler Ebene gegeben, die weit über frühere 
Maßnahmen hinausgehen. Die seit 1983 
von der Bundesregierung verabschiedeten 
Regelungen zum Immissionsschutz haben 
insbesondere im Bereich der stationären 
Quellen (Kraftwerke, Industrie, Haus
brand) zu einer Wende in der Luftreinhal
tepolitik beigetragen. In wichtigen Berei
chen des Immissionsschutzes kann die 
Bundesrepublik nun eine Vorreiterrolle 
unter den Ländern Europas für sich in An
spruch nehmen.

Bis vor kurzem waren die Behauptun
gen, die Bundesrepublik habe im Immis- 
sionssehutz europaweit „die Nase vorn“, 
eher übertrieben. Eine umfangreiche Ana
lyse der luftreinhaitepolitischen Systeme 
im europäischen Vergleich1) zeigt im Ge
genteil, daß die Bundesrepublik 1970 bis 
1980 alles andere als ein um weltpolitischer 
Musterknabe war:

Der Ausstoß von Schwefeldioxid (S02) 
war in etwa gleichgeblieben, die Stickoxid
emissionen (NOx) waren sogar angestie
gen. Im komplizierten und umfangreichen 
Paragraphenwerk zur Luftreinhaltung 
fehlte es an klaren, handlungsleitenden 
und überprüfbaren Zielsetzungen. Für die 
größten Luftverschmutzer, die bestehen
den Kraftwerke und Industriefeuerungs
anlagen -  die sog. Altanlagen -  war die 
rechtliche Eingriffsschwelle so hoch ange
setzt, daß in keinem Fall per nachträgli
cher Anordnung der zuständigen Behör
den der Einbau einer Räuchgasentschwe- 
felungs- oder Entstickungsanlage erzwun
gen werden konnte.

Durch zahlreiche hohe Schornsteine, 
deren Bau teilweise mit öffentlichen Mit

teln gefördert wurde, wurden zwar in Bal
lungsgebieten Verbesserungen erzielt, je
doch kam es hierdurch zum Transport der 
Luftschadstoffe in industrieferne Regio
nen und weit über die Grenzen der Bun
desrepublik hinaus: Problemverlagerung
statt Prävention. Aus diesen und einigen 
anderen Gründen war die Luftreinhalte
politik der Bundesrepublik bis zu Beginn 
der achtziger Jahre nicht erfolgreicher als 
die vergleichsweise verwaltungsmäßig und 
finanziell weniger aufwendigen Luftrein- 
haltepolitiken anderer europäischer Län
der.

Aufgrund der Ende 1982 eingeleiteten 
rechtlichen und sonstigen Maßnahmen ist 
es zu entscheidenden Verbesserungen im 
luftreinhaitepolitischen System der Bun
desrepublik gekommen.2) Sie werden mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erheblichen 
Senkungen der S02- und NOx-Emissionen 
aus stationären Quellen in einem mittelfri
stigen Zeitraum führen. Für den Luft
schadstoff SO, kann schon jetzt prognosti
ziert werden, daß die Bundesregierung ih
re als Mitglied des sog. 30-Prozent-Klubs 
international eingegangene Verpflichtung 
zur Schadstoffsenkung sogar weit überer
füllen wird. Dem 1982 gegründeten 
„Klub“ gehören gegenwärtig 21 Länder 
an. Sie haben sich das Ziel gesetzt, bis 1993 
mindestens 30 Prozent der jährlichen S02- 
Gesamtemissionsmenge, bezogen auf das 
Basisjahr 1980, zu senken. Anders als in 
vielen anderen Ländern sind auch beim 
Stickoxidausstoß aus stationären Anlagen 
in der Bundesrepublik in den nächsten 
Jahren kräftige Emissionssenkungen zu er
warten.

Insgesamt kann für den Zeitraum ab 
1983 festgestellt werden, daß im Bereich 
der stationären Anlagen im Vergleich zur 
früheren Situation durch die Bundesregie
rung erstmals klare Ziele festgelegt und in 
ein zeitlich gestuftes Vollzugsprogramm 
eingebunden worden sind. Dadurch hat 
sich der Schwerpunkt der Luftreinhalte-
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politik von seiner früheren (wenig erfolg
reichen) Immissionsorientierung auf eine 
Emissionsorientierung verschoben.

Die von der Bundesregierung gesetzten 
Ziele und die teilweise bereits eingeleiteten 
Maßnahmen sind im europäischen Ver
gleich ohne Beispiel. Kein anderes europä
isches Land wird in einem vergleichbaren 
Zeitraum so viele Entschwefelungs- und 
Entstickungsanlagen bei Kraftwerken und 
größeren Industriefeuerungsanlagen in
stalliert haben wie die Bundesrepublik.

Weniger günstig als bei den stationären 
Quellen sieht das Bild im Bereich der Au
tomobile aus. Hier war es auf der für die 
Festlegung von Kfz-Abgasstandards zu
ständigen EG-Ebene zu einem lauen Kom
promiß gekommen. Vor allem die Regie
rungen von Großbritannien, Italien und 
Frankreich hatten im Interesse ihrer Auto
mobilindustrie für Stickoxide sehr schwa
che Abgasgrenzwerte durchgesetzt. Stick
oxide sind jedoch gleichfalls an der grenz
überschreitenden Luftschadstoffbelastung 
beteiligt. Sie werden ebenfalls für das 
Waldsterben verantwortlich gemacht.

Dieser umweltunfreundliche Kompro
miß der Europäischen Gemeinschaft zu 
den Kfz-Abgasen geht nicht zu Lasten der 
Bundesregierung. Sie hatte tatkräftig, 
wenn auch ungeschickt, versucht, die 
strengen US-Abgasstandards als gemein
schaftliche Regelung durchzusetzen.
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Meinung

Wenn die Bundesregierung auch insge
samt auf EG-Ebene, ganz im Gegensatz zu 
früheren Zeiten, eine treibende Kraft zu
gunsten gemeinschaftlicher Umweltschutz
maßnahmen geworden ist -  das gilt beson
ders für den EG-Richtlinienvorschlag zur 
Begrenzung von Luftschadstoffemissionen 
aus Großfeuerungsanlagen so ist sie 
doch in einem anderen zentralen Bereich 
der Umweltpolitik weiterhin Schlußlicht: 
Sie bleibt weiterhin das einzige europä
ische Land, in dem es keine generelle Ge
schwindigkeitsbegrenzung auf Autobah
nen gibt. Durch die Entscheidung gegen 
die Einführung eines Tempolimits von 100 
km/h auf Autobahnen (in Verbindung mit 
einer Geschwindigkeitsbegrenzung von 80 
km/h auf Bundesstraßen), wie von zahlrei
chen Experten und Umweltorganisationen 
gefordert, hat die Bundesregierung nicht 
nur notwendige Belastungssenkungen bei 
Stickoxiden verhindert, sondern sich auch 
für die Zukunft die Zusammenarbeit mit 
anderen EG-Mitgliedsstaaten schwerer ge
macht. So weisen die Regierungen etlicher 
Länder darauf hin, daß die Bundesregie
rung erst einmal im eigenen Lande alle 
Möglichkeiten zur Schadstoffsenkung aus
schöpfen solle, bevor sie die anderen Län
der zu gemeinschaftlichen Aktivitäten auf
fordert, die -  wie einige skeptische Regie
rungen meinen -  ohnehin hauptsächlich 
dem deutschen Wald zugute kämen oder 
die deutsche Industrie vor Wettbewerbs
nachteilen schützen sollen.

Diese unkluge Entscheidung der Bun
desregierung ist um so bedauerlicher, als 
es jetzt -  nachdem die Bundesrepublik in 
der Schadstoffbekämpfung bei stationären 
Quellen eine Vorreiterrolle übernommen 
hat -  wesentlich auf andere europäische 
Staaten ankommt, ihren Beitrag zur Ein
dämmung grenzüberschreitender Luft
schadstoffe zu leisten. Ehe es zu vergleich
baren Anstrengungen in anderen Ländern 
kommt, wird vermutlich noch viel Zeit 
vergehen. Zwar sind inzwischen 21 Länder 
dem „30-Prozent-Klub“ beigetreten. Doch 
andere Länder mit hohen Schadstoffex
portanteilen sind derzeit weder bei den 
S02- und erst recht nicht bei den NOx- 
Emissionen bereit (und manchmal aus 
wirtschaftlichen Gründen auch tatsächlich 
nicht in der Lage, wie etwa einige soziali
stische Länder), innerhalb der nächsten 
Jahre Luftreinhaltemaßnahmen zu ergrei
fen, die denen der Bundesrepublik ver
gleichbar wären. Großbritannien, das 
Land mit den höchsten SÖ2- und den 
zweithöchsten NOx-Gesamtemissionen in 
Westeuropa, hat kürzlich zumindest ange
kündigt, mit einem Entschwefelungspro
gramm bei einigen Kraftwerken zu begin
nen.

Wie wird sich die Luftbelastungssitu
ation in Europa in nächster Zukunft ent
wickeln? In zahlreichen Nationen Europas 
sinken zwar seit einiger Zeit die SOr Ge

samtemissionen, aber ob dies ausreichen 
wird, um weitere Umweltschäden zu ver
hindern, ist aus mehreren Gründen sehr 
fraglich: Zum einen wird gegen die NOx- 
Emissionen noch relativ wenig getan. Zum 
anderen haben zwar einige Länder das 
Ziel des „30-Prozent-Klubs“ schon jetzt er
reicht oder sogar überschritten (Finnland, 
Frankreich, Irland, Luxemburg, Österreich 
und Schweden), doch nehmen die Mel
dungen über Schäden durch Luftschad
stoffbelastungen eher zu als ab.

Es wird daher nicht nur notwendig 
sein, im" gesamteuropäischen Rahmen 
schnellstens mit effektiven Maßnahmen 
gegen die NOx-Belastung zu beginnen, 
sondern auch die Maßnahmen zur SO,- 
Verminderung zu verstärken. Am 8. Sep
tember 1986 haben 21 europäische, Um
weltschutzverbände auf einer Konferenz 
in Stockholm gefordert, in Europa die 
S02-Gesamtmenge um mindestens 80 Pro
zent bis 1993 und die NOx-Gesamtmenge 
um mindestens 75 Prozent bis spätestens 
1995 zu reduzieren. Diese Forderungen 
sind gegenwärtig wohl kaum politisch 
durchsetzbar, aus der Sicht des aktiven 
Umweltschutzes dürften sie jedoch be
rechtigt sein.

Auf internationaler wie besonders auf 
nationaler Ebene waren und sind es vor al
lem Umweltschutzgruppen und -verbände, 
die häufig frühzeitiger als die zuständigen 
Behörden auf sich abzeichnende Umwelt
probleme hingewiesen und auf Gegenmaß
nahmen gedrängt haben. In vielen Län
dern waren sie es, die -  meist gegen den 
machtvollen Widerstand ökonomischer 
Interessengruppen -  durch vielfältige Ak
tionen, auch durch teilweise massiven Pro
test gegen umweltbeeinträchtigende Vor
haben, striktere Umweltschutzregelungen 
durchgesetzt haben. Ohne die Aktivitäten 
dieser Gruppen und Verbände würde die 
Luftbelastungssituation in Europa ohne 
Zweifel noch viel ungünstiger sein.

Es sind mir keine Beispiele bekannt, 
daß realisierte Forderungen dieser Grup
pen sich im nachhinein als irrational her
ausgestellt hätten. Es gibt dagegen viele 
Beispiele für umweltpolitische Versäum
nisse aufgrund des Einflusses ökonomi
scher Interessengruppen auf die Gestal
tung der Umweltpolitik, die zu irrepara
blen Umweltschäden geführt haben. Diese 
nachweislich stimulierende und ökologisch 
verantwortungsvolle Haltung von Umwelt
organisationen sollte dementsprechend bei 
zukünftigen internationalen Verhandlun
gen zum Umweltschutz stärker berück
sichtigt werden. Das könnte etwa dadurch 
geschehen, daß diese Gruppen viel stärker 
als bisher in die Entscheidungsprozesse 
einbezogen werden, beispielsweise durch 
formelle Teilnahme- und Mitspracherechte 
in internationalen Gremien und bei den 
zuständigen EG-Institutionen.

Auch die Einführung neuer Regelungs
instrumente durch internationale Verein
barungen -  die internationale Umweltpoli
tik hat sich bisher als wenig innovations
freudig erwiesen -  könnte umweltpoliti
sche Fortschritte erleichtern. Hierzu zählen 
beispielsweise wirksame internationale 
Haftungsregelungen für Umweltschäden 
auf Basis der Gefährdungshaftung, der 
Schadensnachweis aufgrund von statisti
schen Plausibilitäten anstelle eines strikten 
Kausalitätsnachweises sowie die Umkehr 
der Beweislast im Falle feststellbarer Um
weltschäden. Im letzteren Falle hieße das -  
beim gegenwärtigen Kenntnisstand zu den 
Folgen der Luftbelastungen - , daß von 
den Verursachern nachgewiesen werden 
müßte, daß die aktuellen und angestrebten 
S02- und NOx-Gesamtemissionsmengen 
nicht zu Gesundheits- und Umweltschäden 
führen.

Nachteilig ist auch, daß nur in sehr we
nigen Ländern flexible, verursacherbezo
gene ökonomische Instrumente in der Um
weltpolitik eingesetzt werden. Abgaben 
auf SOj-Emissionen oder auf den Schwe
felgehalt von Brennstoffen werden nur in 
Frankreich, den Niederlanden, Norwegen 
und Schweden erhoben. Außerdem wird in 
den europäischen Ländern im wesentli
chen mit konventionellen Maßnahmen 
und end-of-pipe-Technologien gegen die 
Schadstoffemissionen vorgegangen. Solche 
Maßnahmen haben sich besonders in ei
nem längeren Zeitraum als unzulänglich 
erwiesen: Sie verhindern nicht von vorn
herein das Entstehen von schädlichen 
Stoffen und haben deshalb in der Regel 
mediale oder räumliche Problemverlage
rungen zur Folge.

Nach dem mehrheitlich akzeptierten 
wissenschaftlichen Erkenntnisstand ist die 
langfristig sinnvollste Umweltpolitik eine 
integrativ und präventiv ausgerichtete Um
weltpolitik, wobei die Umgestaltung der 
Wirtschaft in Richtung auf ökologisch ori
entierten Strukturwandel im Vordergrund 
stehen muß. Die gegenwärtige Umweltpo
litik, ob in der Bundesrepublik Deutsch
land und den anderen europäischen Na
tionen oder auf internationaler Ebene, ist 
immer noch primär reaktiv ausgerichtet, 
also Sanierungspolitik, aber nicht ökolo
gieorientierte Strukturpolitik („präventive 
Umweltpolitik“). Auch wenn etwas Bewe
gung in die europäische Luftreinhaltepoli- 
tik gekommen ist: Grund zum Aufatmen 
gibt es immer noch nicht.

‘) P. Knoepfet und H Weidner'. Luftremhaltepohtik (sta
tionäre Quellen) im internationalen Vergleich, 6 Bande. 
Berlin: edition sigma, 1986.
9 t f  Weidner, Air Pollution Control Strategies and Poli
cies in the Federal Republic of Germany: Laws, Regula
tions, Implementation and Principal Shortcomings. Ber
lin: edition sigma, 1986.

UMSCHAU 1986 • Heft 11 549


